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Bullinger: Ländlicher Raum braucht Investitionen statt grüne
Landlustromantik

In einer Landtagsdebatte zum Haushalt 2015/16 des Ministeriums für Ländlichen Raum und
Verbraucherschutz hat der agrarpolitische Sprecher der FDP-Landtagsfraktion,  Dr. Friedrich Bullinger,
die „Wettbewerbsfeindlichkeit“ der grün-roten Landesregierung kritisiert: „Unsere ländlichen und
landwirtschaftlichen Betriebe stehen im europäischen Wettbewerb und deshalb sollte man in Baden-
Württemberg von einer grünen Landlustromantik Abstand nehmen. Wir brauchen weniger Öko-
Reglementierung und stattdessen ein investitionsfreundlicheres Unternehmerklima.“ Bullinger warf
Minister Alexander Bonde zudem vor, in seinem Ressort zugunsten des Nationalparks einen teuren und
unnötigen Aufbau neuer Beamtenstellen zu betreiben.

Ein Antrag der FDP/DVP-Fraktion, die Breitbandförderung in den Haushaltsjahren 2015 und 2016
jeweils um weitere 25 Millionen Euro aufzustocken, scheiterte an der grün-roten
Regierungsmehrheit. Bullinger unterstrich dennoch den Handlungsbedarf:  Für den Eisenbahnbau im
19. Jahrhundert habe man 50 Jahre Zeit gehabt, den Breitbandausbau im Land müsse man aber
umgehend umsetzen, wenn der ländliche Raum den Anschluss an den Standortwettbewerb halten solle.

Grün-Rot betreibe eine Agrarpolitik der ökologischen Daumenschrauben und vergälle den Landwirten
die Lust am Beruf, sagte Bullinger: „Gewässerrandstreifen, Grünlandumbruchverbot, Jagdgesetz,
systematische Umschichtung der Agrarförderprogramme in Richtung Ökolandbau, Unterordnung der
Flurneuordnung unter den ökologischen Mehrwert – und mit einer stärkeren Reglementierung von FFH-
Gebieten sowie den Gelüsten nach einem Verbandsklagerecht im Tierschutz stehen die nächsten
Gewitterwolken grüner Agrarpolitik schon am Himmel.“ Dank erhielt  Minister Bonde vom FDP-
Abgeordneten Bullinger für die Zusammenarbeit im Zuge des Kartellverfahrens gegen ForstBW. Die FDP
sei bereit, bei der vom Kartellamt erzwungenen Forststrukturreform konstruktiv mitzuwirken. „An
der einen oder anderen Stelle sollten wir jedoch sorgsam abwägen, ob nicht mehr Wettbewerb
angebracht wäre. Herr Minister, für mich ist es nicht nachvollziehbar, dass die forsttechnische
Betriebsleitung eine hoheitliche Aufgabe bleiben kann und nicht für private Dritte geöffnet werden soll.“

An der grün-roten Ausgestaltung der EU-Strukturförderprogramme übte Bullinger wiederum Kritik:
„Besonders beim Programm LEADER zeigt sich die Verschiebung von investiven hin zu konsumtiven
Maßnahmen. Das ursprünglich einmal für den ländlichen Mittelstand gedachte EU-Programm wird
gegenüber nicht-investiven Kulturausgaben geöffnet.“ Bei der Tourismusförderung solle Grün-Rot die
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Verengung auf das „Nischenprodukt Nachhaltiger Tourismus“ beenden und endlich für bessere
Rahmenbedingungen sorgen, etwa bei Zuschüssen zu Unterbringungskosten für Auszubildende, bei der
Verkehrsanbindung von Tourismusorten oder durch eine gezieltere Ausrichtung des
Tourismusförderprogramms der landeseigenen L-Bank.

Beim Verbraucherschutz sah Bullinger ein gemischtes Bild. Zwar sei die Fortsetzung des bereits unter
Schwarz-Geld gestarteten Stellenaufbaus bei den Lebensmittelkontrolleuren zu begrüßen. Gemessen an
den Ankündigungen aus dem grün-roten Koalitionsvertrag werde Bonde beim Verbraucherschutz aber
„wortbrüchig“, erklärte Bullinger: „Sie wollten die Förderung der Verbraucherzentrale mindestens an
den Bundesdurchschnitt angleichen. Mit der jetzigen Aufstockung erreichen Sie in dieser
Legislaturperiode gerade einmal 29,3 Cent pro Einwohner. Der Bundesdurchschnitt liegt bei 49 Cent pro
Einwohner – da haben Sie wohl die Backen zu voll genommen, Herr Minister.“


